
 

 

   

Mariahilfplatz 17 81541 München Telefon 089 6221-0 

     
 
 

Öffnungszeiten der Wohnungsvergabe: 
Mo. bis Fr.                                    08:00 – 12:00 Uhr 
und Do.                                         14:00 – 17:30 Uhr 
 
Wir bitten Sie, Termine zu vereinbaren. 
Telefon:                                  089/6221-0 
  

Wohnungswesen und  
Wohnungsbauförderung 
 

 
 

 

 
Merkblatt zu den kostenpflichtigen Anträgen auf Erteilung 
 

• einer Vormerkung für eine geförderte Mietwohnung im Landkreis München 
 

• eines allgemeinen Wohnberechtigungsscheins für geförderten Mietwohnraum aller in 
Betracht kommenden Förderwege mit Gültigkeit in Bayern 

 

Stand: 01.07.2013 
 
Sehr geehrte(r) Antragsteller(in),  
 
für die beiden oben genannten Verfahren bieten wir 
zwei Antragsformulare an: 
 
• Der weiße Vormerkungsantrag dient der Vormer-

kung für eine Sozialwohnung im 1. Förderweg 
bzw. für eine nach dem Wohnraumförderungsge-
setz einkommensorientiert geförderte (EOF-) 
Mietwohnung der Einkommensstufe 1 im Land-
kreis München, für die das Landratsamt München 
jeweils das Benennungsrecht hat. Wir schlagen 
Sie beim Vorliegen der Voraussetzungen entspre-
chend Ihrer Dringlichkeit für eine freiwerdende, 
entsprechend geförderte Mietwohnung vor. Nähe-
res siehe Punkt 2.  
 
Wichtige Hinweise:  
Der Vormerkungsbescheid gilt nur für das Ver-
gabeverfahren im Landkreis München durch 
das Landratsamt München.  
Er beinhaltet keinen allgemeinen Wohnberech-
tigungsschein. 
 

• Der gedruckte blaue Antrag auf Erteilung eines 
allgemeinen Wohnberechtigungsscheins gilt für 
geförderten Mietwohnraum aller in Betracht kom-
menden Förderwege, für den Sie hinsichtlich des 
Einkommens die Voraussetzungen erfüllen. Damit 
suchen Sie sich eigenverantwortlich selbst eine 
Wohnung. Dieser Berechtigungsschein hat Gültig-
keit im gesamten Freistaat Bayern. Näheres siehe 
Punkt 3.  
 
Wir empfehlen Ihnen, gegebenenfalls beide 
Wohnungsanträge zu stellen, um zu einer ge-
förderten Wohnung zu kommen.  
 

Unsere Antragsformulare mit den Anlagen (Einkom-
menserklärung und Verdienstbescheinigung) liegen 
auch bei den Gemeindeverwaltungen im Landkreis 
München auf. Zudem können Sie unseren Vormer-
kungsantrag und den Antrag auf einen Wohnberechti-
gungsschein auf unserer Homepage finden: 
http://www.landkreis-muenchen.de 
 
Besonders weisen wir darauf hin, dass es unerlässlich 
ist, dass Sie als Antragsteller(in), ihr Ehegatte bzw. 
Lebenspartner mit / ohne eigenem Einkommen sowie 
jeder weitere Haushaltsangehörige mit eigenem Ein-
kommen jeweils eine Einkommenserklärung mit unse-
rem Formular ausfüllen und unterschreiben. Zu den 
weiteren Einkommensnachweisen siehe die Erläute-
rungen im vorgenannten Formular (vgl. auch Punkt 4). 
 
Auf der letzten Seite Ihres Antrages wird zudem eine 
einwohnermelderechtliche Bestätigung der für Sie zu-
ständigen Gemeindeverwaltung gefordert. Wir empfeh-
len Ihnen, Ihren Antrag über die bei Ihrer Gemeinde-
verwaltung zuständige Stelle (dortiges Sozial- oder 
Wohnungsamt) an uns weiterzuleiten.  
 
Jeder bearbeitete Antrag ist grundsätzlich kosten-
pflichtig. Die Gebühren für jeden Antrag auf Vormer-
kung bzw. Erteilung eines Wohnberechtigungs-
scheins betragen 15 bzw. 10 €.  
 
Eine zügige Bearbeitung des Antrages ist zudem nur 
möglich, wenn Sie die Fragen wahrheitsgemäß und 
vollständig beantwortet und alle erforderlichen Nach-
weise und Belege beigefügt haben. Der Antrag ist vom 
Antragsteller, seinem Ehegatten und allen im Antrag 
aufgeführten volljährigen Haushaltsangehörigen zu 
unterschreiben. Bei Pflegschaft bzw. Vormundschaft ist 
die Unterschrift des Pflegers bzw. Vormundes notwen-
dig. 
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Sollten Sie Leistungen nach dem SGB-II/XII (Hartz-IV) 
erhalten und das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, müssen Sie sich auch mit Ihrem zuständigen 
Sachbearbeiter des Leistungsträgers in Verbindung 
setzen. 
 
1. Wer kann einen Antrag stellen? 
 
Antragsberechtigt sind:  
• Volljährige deutsche sowie freizügigkeitsberechtig-

te Staatsangehörige von Mitgliedsstaaten der Eu-
ropäischen Union (Unionsbürger). 

• Volljährige Ausländer, die nicht Unionsbürger sind, 
bei erteilter Niederlassungserlaubnis bzw. mit einer 
entsprechenden Aufenthaltserlaubnis im Bundes-
gebiet, die zum Zeitpunkt der Wohnungsantrags-
stellung noch mindestens ein Jahr Gültigkeit hat. 

 
Antragsteller/innen auf Erteilung eines Vormerkungsbe-
scheides im Landkreis München müssen zum Zeitpunkt 
der Antragstellung grundsätzlich 5 Jahre mit Haupt-
wohnsitz im Landkreis München wohnhaft sein 
und/oder dort hauptsächlich arbeiten. Auswärtige Woh-
nungssuchende erhalten stets ab Antragstellung einen 
5-jährigen Wartezeitbescheid. 
 
Für die Ausstellung eines allgemeinen Wohnberech-
tigungsscheins für eine nicht bestimmte Wohnung ist 
das Landratsamt München zuständig, soweit der Woh-
nungssuchende seinen Hauptwohnsitz im Landkreis 
München angemeldet hat. Bei auswärtigen Bewerbern 
ist in diesem Fall die dortige Kreisverwaltungsbehörde 
örtlich zuständig. Ein Nebenwohnsitz ist beim Bezug 
einer geförderten Wohnung grundsätzlich nicht zuläs-
sig. 
 
2. Wann ist eine Vormerkung erforderlich  

(weißer Antrag)?  
 

Das Landratsamt München führt die Belegung durch 
 
a) für öffentlich geförderten Mietwohnraum im 

Ersten Förderweg (Sozialmietwohnung) bei den 
nachfolgend aufgeführten Gemeinden im Landkreis 
München, die zu den Gebieten mit erhöhtem Woh-
nungsbedarf im Sinne von Art. 5 BayWoBindG ge-
hören: 
 
 
Aschheim Hohenbrunn *)  
Aying *) Ismaning 
Baierbrunn Neubiberg 
Brunnthal *) Neuried 
Feldkirchen Oberhaching 
Stadt Garching Oberschleißheim 
Gräfelfing Ottobrunn 
Grasbrunn *) Sauerlach 
Grünwald *) Unterföhring 
Haar Unterhaching 
Höhenkirchen-Siegertsbrunn Stadt Unterschleiß 
 heim 
 
Erläuterung von *):  
In der betreffenden Gemeinde gibt es aktuell keine geför-
derten Mietwohnungen (inklusive Sozialwohnungen). 
 

b) bei dem nach dem Wohnraumförderungsgesetz 
(WoFG/BayWoFG) einkommensorientiert geför-
derten (EOF-)Mietwohnraum im gesamten Land-
kreis München, für den das Benennungsrecht dem 

Landratsamt München zusteht. Das sind gemäß 
Förderzusage Haushalte, deren anrechenbares 
Einkommen die Grenzen der Einkommensstufe 1 
(siehe zweite Tabelle unter Punkt 5) nicht über-
steigt. In den Gemeinden Haar, Garching, Unterha-
ching und Feldkirchen gibt es bereits derartige Miet-
objekte.  
 
Die Mieter erhalten bei uns auf Antrag entsprechend 
ihrem Einkommen eine Zusatzförderung zur Miete, 
die sich nach dem Unterschied zwischen der festge-
legten höchstzulässigen Miete je m² Wohnfläche 
und der zumutbaren Miete bemisst.  
 
Verfahren zu Punkt 2.a) und 2.b): 

• Sie stellen einen weißen Vormerkungsantrag über 
Ihre Wohnsitzgemeinde beim Landratsamt Mün-
chen. 

• Falls die Voraussetzungen vorliegen, stellen wir die 
Wartezeit oder die Dringlichkeit fest (Vormerkungs-
bescheid). 

• Wir schlagen Sie mit weiteren Wohnungssuchenden 
dem Vermieter einer freiwerdenden Wohnung ent-
sprechend den rechtlichen Vorschriften vor (Fünfer-
vorschlag). 

• Falls Sie der Vermieter auswählt, benennen wir Sie 
für die betreffende Wohnung. Danach kann der 
Mietvertrag zwischen dem Vermieter und Ihnen ab-
geschlossen werden.   
 

3. Wann reicht ein allgemeiner Wohnberechti- 
gungsschein aus (blauer Antrag)?  
 
Einige wichtige Hinweise zum Verfahren: 

• Sie stellen einen (blauen) Antrag auf Erteilung eines 
allgemeinen Wohnberechtigungsscheins (für eine 
nicht bestimmte geförderte Wohnung) über Ihre 
Wohnsitzgemeinde. 

• Wir erteilen Ihnen einen allgemeinen Wohnberech-
tigungsschein. Dieser wird ausgestellt für geförder-
ten Mietwohnraum aller auf Grund Ihres Einkom-
mens in Betracht kommenden Förderwege (siehe 
unter Punkt 3.a und 3.b). Dieser Schein hat Gültig-
keit in ganz Bayern. 

• Mit diesem Wohnberechtigungsschein suchen Sie 
sich eigenverantwortlich eine entsprechende 
Wohnung unter Beachtung der angemessenen 
Wohnungsgröße und ggf. des Vergabevorbehalts 
(die jeweilige Gemeindeverwaltung kann evtl. eine 
Hilfestellung hierzu geben; Kontaktaufnahme mit 
Wohnungsbaugesellschaften; Internetrecherchen; 
Zeitungsinserate usw.). 

• Der Vermieter kann eigenverantwortlich nach Vorla-
ge des Wohnberechtigungsscheins mit Ihnen einen 
Mietvertrag abschließen (es erfolgt also keine 
Vergabe durch das Landratsamt München!).  
Nur in seltenen Ausnahmefällen kommt die Ausstel-
lung eines konkreten Wohnberechtigungsscheins in 
Betracht. Hierzu ist das ausdrückliche Einverständ-
nis des Vermieters oder Eigentümers erforderlich, 
dass er an Sie eine konkrete geförderte Wohnung 
vermieten möchte.  
 
Der Wohnberechtigungsschein wird erteilt  
 

a) nach Art. 4 BayWoBindG:   
Dieser Schein gilt für eine öffentlich geförderte 
Wohnung im Ersten Förderweg (Sozialmietwoh-
nung) bei den nachfolgend aufgeführten Gemein-
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den, die nicht zu den Gebieten mit erhöhtem Woh-
nungsbedarf im Sinne des Art. 5 BayWoBindG ge-
hören: 
  
Kirchheim *)  Schäftlarn *)  
Planegg  Straßlach-Dingharting *)  
Pullach *)  Taufkirchen 
Putzbrunn *)   
 
Erläuterung von *):  
In der betreffenden Gemeinde gibt es aktuell keine geför-
derten Mietwohnungen (inklusive Sozialwohnungen). 
 

b) nach Art. 14 BayWoFG in Verbindung mit Art. 24 
BayWoFG:   
Dieser Schein gilt unter anderem für nach dem 
Wohnraumförderungsgesetz (WoFG/BayWoFG) 
geförderten (EOF-)Mietwohnraum, der laut För-
derzusage durch den Eigentümer oder Vermieter 
mit Haushalten eigenverantwortlich belegt werden 
darf. Das sind alle Wohnungstypen mit Ausnahme 
des Typs der Einkommensstufe 1.  
 
Weitere Förderwege sind der Zweite und Dritte För-
derweg sowie das Bayerische Modernisierungspro-
gramm ab 2009 mit jeweils eigenen Einkommens-
grenzen (siehe Tabelle zu den Einkommensgrenzen 
unter Punkt 5). 

 
4. Welche Angaben sind erforderlich? 
 
•••• Haushaltsangehörige 

 
In den Antrag können neben dem Antragsteller fol-
gende Haushaltsangehörige aufgenommen wer-
den, soweit sie miteinander eine Wohn- und Wirt-
schaftsgemeinschaft führen:  
- Ehegatte 
- Lebenspartner einer eingetragenen Lebens-

gemeinschaft bzw. Partner einer sonstigen auf 
Dauer angelegten Lebensgemeinschaft  
(Nachweis bzw. Erklärung erforderlich) 

- Verwandte in gerader Linie (z.B. Eltern, Kin-
der, Enkel) 

 ungeborene Kinder, soweit die bestehende 
Schwangerschaft ärztlich bescheinigt wird 

- Verwandte zweiten Grades in der Seitenlinie 
(Geschwister), Verschwägerte in gerader Linie  
(z.B. Schwiegereltern, Stiefkinder) und zweiten 
Grades in der Seitenlinie (Geschwister des 
Ehegatten), Pflegekinder und Pflegeeltern. 

Ergänzung: Zum Haushalt rechnen nicht Personen, 
bei denen zu erwarten ist, dass diese sich alsbald 
und auf Dauer vom Haushalt lösen werden. 
 

•••• Schwerbehinderte  
 
Hierzu ist uns ein Schwerbehindertenausweis vor-
zulegen, der z.B. von der Regionalstelle des Zent-
rums Bayern Familie und Soziales (ZBFS) ausge-
stellt worden ist. Bei der Einkommensberechnung 
wird für jede haushaltsangehörige Person mit ei-
nem Grad der Behinderung von wenigstens 50 v.H. 
jeweils ein Freibetrag in Höhe von 4.000,- € abge-
zogen. 
 

•••• Angaben zur derzeitigen Wohnung  
 
Diese Angaben sind bei Vormerkungsanträgen 
(vgl. Punkt 2) notwendig, da dies Einfluss auf die 

Dringlichkeit der Vormerkung haben kann. Die Vor-
lage des Mietvertrages ist als Nachweis erforder-
lich. 

 
•••• Begründung des Antrages  

 
Vormerkungsanträge (vgl. Punkt 2) sind zu be-
gründen. Dies kann im Antrag selbst vorgenommen 
werden. Für eine ausführliche Begründung kann 
ein Ersatzblatt beigefügt werden. 
 

•••• Erforderliche Unterlagen  
 
zu den persönlichen Verhältnissen:  
- Personalausweis / Reisepass (ggf. mit Aufent-
 haltstitel) 
- Heiratsurkunde (bei verheirateten Personen) 
- Nachweis über Eintragung einer Lebenspart-

nerschaft 
- Mutterpass bei Schwangeren 
- Geburtsurkunden der Kinder 
- Bescheinigung über das (Nicht-)Vorliegen von  
 Eintragungen über das gemeinsame Sorge- 

 recht für das Kind/die Kinder nicht miteinander 
verheirateter Eltern im Sorgeregister des zu-
ständigen Jugendamts 

- Scheidungsurteil mit Sorgerechtsentscheidung 
oder nur Sorgerechtsvereinbarung, wenn bei 
Geschiedenen oder getrennt Lebenden min-
derjährige Kinder im Antrag aufgeführt sind. 
Zudem Vorlage einer Bestätigung des regel-
mäßigen Aufenthaltes des Kindes/der Kinder. 
Bei Ausübung des gemeinsamen Sorgerechts 
müssen die Erklärungen von beiden Elterntei-
len unterschrieben sein. 

- Schulbestätigung / Ausbildungsvertrag / Im-
matrikulationsbescheinigung bei volljährigen 
 Haushaltsangehörigen 

- Schwerbehindertenausweis 
 
zu den wirtschaftlichen Verhältnissen: 
- Einkommenserklärung des Antragstellers, sei-

nes Ehegatten bzw. Lebenspartners mit/ ohne 
eigenem Einkommen sowie jedes weiteren 
Haushaltsangehörigen mit eigenem Einkom-
men] (Formular-Vordruck) 

- Verdienstbescheinigung für Einkommen aus 
nichtselbständiger Tätigkeit (Formular-Vor-
 druck) oder entsprechende Bescheinigung des 
 Arbeitgebers mit gleichem Inhalt 

- Rentenbescheid(e) 
- aktuelle/r Einkommensteuerbescheid(e); bei 

 Selbstständigen betriebswirtschaftliche Auf-
stellung (BWA) 

- Leistungsbescheide (Arbeitslosengeld-I, SGB-
II [Hartz-IV], Grundsicherung [SGB-XII] jeweils 
 mit den dazugehörigen Berechnungsblättern, 
 Kosten der Unterkunft, Krankengeld, Eltern-
 geld, etc.) 

- Nachweise über Unterhaltszahlungen 
- Bescheinigungen über Abfindungen sowie wei-

tere Einkünfte, wie z.B. aus Kapitalvermögen, 
 Vermietung und Verpachtung 

 
zur sozialen Dringlichkeit des Wohnungsbe-
darfs (nur bei Vormerkanträgen): 
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- Mietvertrag 
- Sonstige Nachweise 
 
Bitte beachten Sie: Einkommensnachweise, mit 
Ausnahme der Rentenbescheide, dürfen bei der 
Antragstellung nicht älter als drei Monate sein. 
 

5. Wie hoch sind die jeweiligen Einkommens-
grenzen bzw. Einkommensstufen? 
 

Normal-
grenze € 

Erhöhte Einkommensgrenzen 
€ 

3. Förderweg Haushalts-
größe 

1. För-
derweg 

 
Sozial-

wohnung 

Normal- 
pro-

gramm 

Sonder- 
pro-
gramm 

2. För-
derweg 

1 Person 14.000 15.287 18.815 16.463 

2 Personen 22.000* 22.200 27.323 23.908 

3 Personen 26.000* 27.517 33.867 29.634 

4 Personen 30.000* 32.835 40.412 35.360 

5 Personen 34.000* 38.152 46.957 41.087 

6 Personen 38.000* 43.470 53.501 46.813 

jede weitere 
Person 

4.000* 5.317 6.544 5.726 

* zusätzlich 
für jedes 
Kind 

1.000 - - - 

 
Einkommensstufen (EkSt) in €  für EOF-Mietwohnraum  

Haushalts-
größe 

Stufe 1 

bzw. I 
Stufe 2 

Stufe 3 

bzw. II 
Stufe 4 

Stufe 5 

bzw. III 

1 Person 

12.000 
12.000 
12.000 
12.000 

- 
13.800 

- 
- 

15.600 
15.600 
15.600„ 
15.600 

- 
17.400 

- 
- 

19.000 
19.000 
19.000 
19.200 

2 Personen 

18.000 
18.000 
18.000 
18.000 

- 
20.700 

- 
- 

23.400
23.400 
23.400 
23.400 

- 
26.100 

- 
- 

29.000 
29.000 
29.000 
28.800 

Für jede 
weitere Per-
son zuzüglich 

4.100 
4.100 
4.100 
4.100 

- 
4.700 

- 
- 

5.300 
5.300 
5.330 
5.330 

- 
5.900 

- 
- 

6.500 
6.500 
6.500 
6.560 

Für jedes 
Kind zuzüg-
lich 

500 
500 
630 
500 

- 
625 

- 
- 

750 
750 
820 
650 

- 
875 

- 
- 

 
1.000 
1.000 
1.000 
800 

 

Ausgehend vom Förderjahr sind die Rechtsgrundlagen für die 
Förderzusage sowie die maßgeblichen WFB in Bezug auf die 
Einkommensgrenze angeführt:  

• BayWoFG (Punkt 19.3 WFB 2012; oberste Zahlenreihe in 
normaler Schrift; beachte: Abschaffung der bisherigen 
EkSt 2 und 4; verbleibende EkSt 1, 3 und 5 wurden um-
benannt in EkSt  I, II bzw. III) 

• BayWoFG (Punkt 17.2 WFB 2008; zweite Zahlenreihe von 
oben in normaler Schrift) 

• BayWoFG (Anlage 1 zu WFB 2003 i. d. F. ab 01.05.2007; 
Zahlenreiche in kursiver Schrift) 

• II. WoBauG (WFB 2000) sowie WoFG in Verbindung mit 
§ 2 Abs. 1 DVWoFG und WFB 2003 (Zahlenreihe in fet-
ter Schrift) 

Für den nach dem Bayer. Modernisierungsprogramm ab 2009 
geförderten Mietwohnraum gilt die Einkommensgrenze nach 
Art. 11 BayWoFG. Dies entspricht EkSt 5. 

6. Rechtsgrundlagen 
 
Bayerisches Wohnraumförderungsgesetz (BayWoFG); 
Bayerisches Wohnungsbindungsgesetz (BayWoBindG); 
Zweites Wohnungsbaugesetz (II. WoBauG); Wohn-
raumförderungsgesetz Bund (WoFG) in Verbindung mit 
der Verordnung zur Durchführung des Wohnraumförde-
rungsgesetzes (DVWoFG); Verordnung zur Durchfüh-
rung des Wohnraumförderungs- und Wohnungsbin-
dungsrechts (DVWoR) und Wohnungsbauförderungs-
bestimmungen 2000, 2003, 2008 und 2012 (WFB 2000, 
WFB 2003, WFB 2008 bzw. WFB 2012) 
 
7.  Wie wird das Einkommen berechnet? 
 
Die Einkommensermittlung bestimmt sich nach Art. 4 
bis 7 Bayer. Wohnraumförderungsgesetz (BayWoFG). 
Maßgebendes Einkommen ist das gesamte Brutto-
Jahreseinkommen aller Haushaltsangehörigen abzüg-
lich diverser Frei- und Abzugsbeträge, für welche die 
Verhältnisse im Zeitpunkt der Antragstellung entschei-
dend sind.  
 
Grundsätzlich wird dem Jahreseinkommen das Ein-
kommen zugrunde gelegt, das innerhalb der letzten 
zwölf Monate vor dem Monat der Antragstellung erzielt 
worden ist. Hat sich in diesem Zeitraum das monatliche 
Einkommen auf Dauer geändert, ist das Zwölffache des 
geänderten monatlichen Einkommens unter Hinzurech-
nung jahresbezogener Leistungen zugrunde zu legen. 
Dies gilt entsprechend, wenn eine solche Änderung 
innerhalb von zwölf Monaten ab dem Monat der An-
tragstellung zu erwarten ist. Bei Einkünften, deren Höhe 
mit einer Gewinnermittlung gemäß § 4 Einkommen- 
steuergesetz (EStG) festgestellt wird, ist das Einkom-
men zugrunde zu legen, das im Kalenderjahr vor dem 
Monat der Antragstellung erzielt worden ist.  
Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkommens-
arten und mit Verlusten des zusammen veranlagten 
Ehegatten ist nicht zulässig. 
 

Einkommensarten: 

Alle positiven Einkünfte im Sinn des EStG aus 
Berufstätigkeit, Renten, Pensionen, Kapital-
vermögen, Vermietung und Verpachtung usw. 

Folgende 
Einkünfte 
müssen 
angerech-
net werden 
(Aufzäh-
lung ist 
nicht ab-
schlie-
ßend): 

Ebenso folgende steuerfreien Einnahmen zur 
Bestreitung des Lebensunterhalts: 

• Einnahmen aus sog. Verträgen für gering-
fügig Beschäftigte (450 €-Jobs) 

• Lohnzuschläge; steuerfreie Zuschläge für 
Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit 

• Lohn- und Einkommensersatzleistungen 
nach § 32 b Abs. 1 Nr. 1 EStG (z.B. Ar-
beitslosen-, Kurzarbeiter-, Kranken- und 
Elterngeld) 

• die steuerfrei als Zuschüsse gewährten 
Berufsausbildungshilfen und Leistungen 
zur Förderung der Ausbildung; Stipen-
dien, soweit sie zur Bestreitung des Le-
bensunterhalts bestimmt sind 

• empfangener Unterhalt 

• laufende Leistungen der Hilfe zum Le-
bensunterhalt nach SGB II und SGB XII, 
dem Asylbewerberleistungsgesetz und 
dem Bundesversorgungsgesetz 

  

Werbungskosten (Pauschbeträge): Davon kön-
nen abge- Nichtselbständige Tätigkeit                  1.000 € 
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Versorgungsbezüge,  
sonstige Einkünfte                                   102 € 

Einkünfte aus Kapitalvermögen             801 €  
bei zusammen veranlagten Eheleuten 1.602 € 

BestimmteEinnahmen   
(§ 2 Abs. 1 DVWoR)                    jeweils 200 € 

Pauschalabzüge: 

setzt  wer-
den: 

Jeweils 10 %, wenn Steuern vom Einkom-
men, lfd. Beiträge zu einer Kranken- und 
Pflegeversicherung sowie lfd. Beiträge zu 
einer Lebensversicherung oder einer Versi-
cherung zur Altersversorgung (z.B. gesetzli-
che Rentenversicherung) entrichtet werden. 

  

Freibeträge: 

4.000,-- € für jeden Schwerbehinderten mit 
einem Grad der Behinderung von wenigstens 
50 v.H. 

5.000,-- € bei jungen Ehepaaren (Eheschlie-
ßung vor höchstens 10 Jahren, beide Ehe-
partner unter 40 Jahre) 

Unterhaltszahlungen: 

Von dem so 
ermittelten 
Gesamtein-
kommen des 
Haushalts 
werden 
abgezogen: 

Aufwendungen zur Erfüllung gesetzlicher 
(nicht freiwilliger) Unterhaltsverpflichtungen 
gemäß Art. 5 Abs. 3 BayWoFG.  

Weiteres finden Sie unter dem Link 
http://www.stmi.bayern.de/imperia/md/content/stmi/bauen/woh
nen/foerderung/antragsunterlagen/stabau_iiia_erl.pdf 

 
8. Berechnungsbeispiele 
 
a) Alleinstehende Person 
62 Jahre alt; laut Ausweis Grad der Behinderung 50 v.H.; 
geringfügig beschäftigt; Sozialleistungsbezug (ALG II) 
 
Einkommensgrenze  
1. Förderweg für 1 Person 14.000,00 € 
 
Einkommen: 
Geringfügig beschäftigt mit Pauschalabzug 
(mtl. 400,- € x 12)  4.800,00 € 
Arbeitslosengeld-II-Leistungen (mtl. 600,- € x 12) +7.200,00 € 
  12.000,00 € 
 
./. 2 x 200,- €   - 400,00 € 
pauschale Abzüge nach § 2 Abs. 2 DVWoR 11.600,00 € 
 
./. Freibetrag wg. Schwerbehinderung  - 4.000,00 € 
anrechenbares Haushaltseinkommen 7.600,00 € 
 
 
b) Junges Ehepaar 
Ehemann 33 Jahre, Ehefrau 29 Jahre, Eheschließung 2009,  
Unterhaltsverpflichtung des Ehemannes für Kind aus 1. Ehe. 
Beide Ehepartner sind berufstätig und zahlen Steuern sowie 
Pflichtbeiträge zur Kranken- und Rentenversicherung 
 
Einkommensgrenze 
1. Förderweg für 2 Personen 22.000,00 € 
 
Einkommen Ehemann: 
Bruttoeinkommen (mtl. 1.600,-- € x 12) 19.200,00 € 
+ Weihnachtsgeld 1.600,00 € 
+ Urlaubsgeld 1.000,00 € 
./. Arbeitnehmerpauschbetrag *)  - 1.000,00 € 
 20.800,00 € 
 
./. 10 % Steuerabzug  - 2.080,00 € 
./. 10 % Krankenversicherungsabzug  - 2.080,00 € 
./. 10 % Rentenversicherungsabzug  - 2.080,00 € 
./. Unterhaltsverpflichtung (mtl. 150,-- € x 12)  - 1.800,00 € 

 12.760,00 € 
 
Einkommen Ehefrau: 
Bruttoeinkommen (mtl. 1.000,-- € x 12) 12.000,00 € 
+ Weihnachtsgeld 300,00 € 
+ Urlaubsgeld 250,00 € 
./. Arbeitnehmerpauschbetrag *)  - 1.000,00 € 
 11.550,00 € 
 
./. 10 % Steuerabzug  - 1.155,00 € 
./. 10 % Krankenversicherungsabzug  - 1.155,00 € 
./. 10 % Rentenversicherungsabzug  - 1.155,00 € 
 8.085,00 € 
 
Gesamt: 20.845,00 € 
./. Freibetrag „Junges Ehepaar“  - 5.000,00 € 
anrechenbares Haushaltseinkommen 15.845,00 € 
 
 
c) Ehepaar mit 2 Kindern 
Beide Ehepartner sind berufstätig und zahlen Steuern sowie 
Pflichtbeiträge zur Kranken- und Rentenversicherung. 1 Kind 
(17 Jahre) ist auf geringfügiger Basis beschäftigt (lohnsteuer- 
und sozialabgabenfrei). 
 
Einkommensgrenze 
1. Förderweg für 4 Personen 30.000,00 € 
+ Kindererhöhungsbeträge(2 x 1.000,- €) + 2.000,00 € 
 32.000,00 € 
Einkommen Ehemann: 
Bruttoeinkommen (mtl. 3.150,00 € x 12) 37.800,00 € 
+ Weihnachtsgeld 3.150,00 € 
+ Urlaubsgeld 500,00 € 
./. Arbeitnehmerpauschbetrag *)  - 1.000,00 € 
 40.450,00 € 
 
./. 10 % Steuerabzug  - 4.045,00 € 
./. 10 % Krankenversicherungsabzug  - 4.045,00 € 
./. 10 % Rentenversicherungsabzug  - 4.045,00 € 
 28.315,00 € 
Einkommen Ehefrau: 
Bruttoeinkommen (mtl. 950 € x 12) 11.400,00 € 
+ Weihnachtsgeld 950,00 € 
+ Urlaubsgeld 200,00 € 
./. Arbeitnehmerpauschbetrag *)  - 1.000,00 € 
 11.550,00 € 
 
./. 10 % Steuerabzug  - 1.155,00 € 
./. 10% Krankenversicherungsabzug  - 1.155,00 € 
./. 10 % Rentenversicherungsabzug  - 1.155,00 € 
 8.085,00 € 
Einkommen Kind: 
Gesamtbruttobezüge (mtl. 250,-- € x 12) 3.000,00 € 
./. pauschale Abzüge nach § 2 Abs. 2 DVWoR  - 200,00 € 
 2.800,00 € 
  
 
Gesamt (anrechenbares Haushaltseinkommen): 39.200,00 € 
 
Ergebnis: 
 
Während in den Beispielen unter den Punkten 8.a) und 8.b) 
die Einkommensgrenzen sowohl für Sozialwohnungen im 
Ersten Förderweg als auch für Wohnungen des Zweiten und 
Dritten Förderweges eingehalten werden, wird im Beispiel 
unter Punkt 8.c) nur die Einkommensgrenze für den Dritten 
Förderweg Sonderprogramm eingehalten (vgl. Punkt 5 zu den 
Einkommensgrenzen).  
 
*) Der Arbeitnehmerpauschbetrag wird bei Berufstätigen stets 
dann abgezogen, wenn keine höheren Werbungskosten gel-
tend gemacht werden. 

Sollten Sie über die Informationen in diesem Merk-
blatt hinaus noch weitere Auskünfte benötigen, so 
wenden Sie sich bitte an unsere Mitarbeiter im Be-
reich Wohnungswesen während der auf Seite 1 
genannten Sprechzeiten. 


